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6 5 6 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Mengenbezeichnungen bei der handelsstatisti-
schen Anmeldung

6 5 7 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ausrüstung von Kraftfahrzeugen und Anhän-
gern zur Beförderung gefährlicher Güter

6 5 8 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung von
Aus- und Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form

6 5 9 . Kundmachung: Aufhebung der Verordnung des Bürgermeisters der Gemeinde Hittisau, durch wel-
che die Ausübung gewerblicher Tätigkeiten mittels Automaten untersagt wird,
durch den Verfassungsgerichtshof

6 6 0 . Kundmachung: Aufhebung der Wortfolge „Alte Post," in Z 2 der Verordnung des Bürgermeisters
der Gemeinde Koblach (Bezirk Feldkirch, Vorarlberg), durch welche die Ausübung
gewerblicher Tätigkeiten mittels Automaten untersagt wird, durch den Verfassungs-
gerichtshof

656. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
19. November 1986, mit der die Verordnung
über die Mengenbezeichnungen bei der han-

delsstatistischen Anmeldung geändert wird

Auf Grund des § 17 Abs. 4 des Handelsstatisti-
schen Gesetzes 1958, BGBl. Nr. 137, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 638/1977 wird
im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Finanzen, für Land- und Forstwirtschaft sowie für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 27. Dezember
1977, BGBl. Nr. 649, über die Mengenbezeichnun-
gen bei der handelsstatistischen Anmeldung, zuletzt
geändert mit Verordnung BGBl. Nr. 652/1983,
wird wie folgt geändert:

In der Anlage werden folgende Änderungen vor-
genommen:
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Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1987 in
Kraft.

Steger

657. Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
20. November 1986, mit der die Verordnung
über die Ausrüstung von Kraftfahrzeugen und
Anhängern zur Beförderung gefährlicher

Güter geändert wird

Auf Grund des § 21 Abs. 1 des Bundesgesetzes
über die Beförderung gefährlicher Güter auf der
Straße und über eine Änderung des Kraftfahrgeset-
zes 1967 und der Straßenverkehrsordnung 1960
(GGSt), BGBl. Nr. 209/1979, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Ver-
kehr vom 25. April 1980, BGBl. Nr. 200, über die
Ausrüstung von Kraftfahrzeugen und Anhängern
zur Beförderung gefährlicher Güter wird wie folgt
geändert:

Nach § 2 wird als neuer § 2 a eingefügt:

„§ 2 a. Im § 1 angeführte Kraftfahrzeuge mit
einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von
mehr als 7 500 kg und im § 1 angeführte Anhänger
mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von
mehr als 10000 kg müssen mit einer Bremsanlage
mit Antiblockiereinrichtung (§ 3 g KDV 1967) aus-
gerüstet sein. Sattelzugfahrzeuge, die zum Ziehen
von Sattelanhängern mit einer Bremsanlage mit
Antiblockiereinrichtung bestimmt sind oder ver-
wendet werden, müssen mit einer solchen Bremsan-
lage ausgerüstet sein, auch wenn sie ein höchstes
zulässiges Gesamtgewicht von nicht mehr als
7 500 kg aufweisen."

Artikel II

(1) Diese Verordnung tritt in Kraft:
1. für Kraftfahrzeuge und Anhänger mit einem

höchsten zulässigen Gesamtgewicht von mehr
als 16000 kg mit 1. Juli 1987,

2. für Kraftfahrzeuge mit einem höchsten zuläs-
sigen Gesamtgewicht von mehr als 12 000'kg
und für die übrigen Anhänger mit 1. Jänner
1988,

3. für alle übrigen Kraftfahrzeuge mit 1. Jänner
1989.

Artikel III

(1) Kraftfahrzeuge und Anhänger, die vor dem
1. Juli 1987 zum Verkehr zugelassen worden sind,
müssen ab 1. Jänner 1991 dem Art. I entsprechen.

(2) Die Weiterverwendung über den 1. Jänner
1991 hinaus bis längstens 1. Jänner 1994 ist nur auf
Grund einer Ausnahmegenehmigung gemäß § 14
GGSt oder einer Ausnahmebewilligung gemäß § 25
GGSt zulässig. Eine solche Ausnahme ist insbeson-
dere nur dann zu erteilen, wenn

1. es sich um ein Fahrzeug handelt, das nur für
die örtliche Nahversorgung eingesetzt wird
und das auf Grund der zweckbestimmten
Bauweise für den Transport anderer Güter
nicht verwendbar ist oder

2. durch die nachträgliche Ausrüstung eine
nachteilige Beeinflussung der Verkehrs- und
Betriebssicherheit des Fahrzeuges zu erwarten
ist.

Streicher

6 5 8 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
28. November 1986, mit der die Verordnung
über die Ermächtigung der Zollämter zur
Erteilung von Aus- und Einfuhrbewilligungen

in vereinfachter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 des Außenhan-
delsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen ver-
ordnet:
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Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 29. Oktober 1974,
BGBl. Nr. 691, über die Ermächtigung der Zolläm-
ter zur Erteilung von Aus- und Einfuhrbewilligun-
gen in vereinfachter Form, zuletzt geändert mit
Verordnung BGBl. Nr. 336/1986, wird wie folgt
geändert:

1. Die Anlage 1 (Länderliste) wird wie folgt
geändert:

Nach „Brunei" entfällt „Bundesrepublik
Deutschland", nach „Chile" werden „Cote d' Ivoire
(Elfenbeinküste)" und nach „Dänemark (ein-
schließlich Färöer)" „Deutschland (Bundesrepu-
blik)" eingefügt; nach „Ekuador" entfällt „Elfen-
beinküste", nach „Mauritius" wird „Mexiko" ein-
gefügt.

2. Die Anlage 3 (Einfuhr) wird wie folgt geän-
dert:



4228 259. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1986 — Nr. 659 und 660

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1987 in
Kraft.

Steger

659. Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
1. Dezember 1986 über die Aufhebung der
Verordnung des Bürgermeisters der Gemeinde
Hittisau, durch welche die Ausübung gewerbli-
cher Tätigkeiten mittels Automaten untersagt

wird, durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß §§ 60
Abs. 2 und 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 311/1976 wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 27. September 1986, V 13/86-8, dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie zuge-
stellt am 13. November 1986, die Verordnung des
Bürgermeisters der Gemeinde Hittisau vom
7. Oktober 1982, mit welcher, gestützt auf § 52
Abs. 4 der Gewerbeordnung 1973 in der Fassung
der Gewerbeordnungs-Novelle 1981, BGBl.
Nr. 619, die Ausübung gewerblicher Tätigkeiten
mittels Automaten, die erfahrungsgemäß besonders
auf die Inanspruchnahme durch unmündige Min-
derjährige ausgerichtet sind, untersagt wird, als
gesetzwidrig aufgehoben.

Steger

660. Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
2. Dezember 1986 über die Aufhebung der
Wortfolge „Alte Post," in Z 2 der Verordnung
des Bürgermeisters der Gemeinde Koblach
(Bezirk Feldkirch, Vorarlberg), durch welche
die Ausübung gewerblicher Tätigkeiten mittels
Automaten untersagt wird, durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß §§ 60
Abs. 2 und 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 311/1976 wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 27. September 1986, V 14/86-8, dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie zuge-
stellt am 18. November 1986, die Wortfolge „Alte
Post," in Z 2 der Verordnung des Bürgermeisters
der Gemeinde Koblach (Bezirk Feldkirch, Vorarl-
berg) vom 28. September 1982, durch welche,
gestützt auf § 52 Abs. 4 der Gewerbeordnung 1973
in der Fassung der Gewerbeordnungs-Novelle
1981, BGBl. Nr. 619, die Ausübung gewerblicher
Tätigkeiten mittels Süßwaren-, Kaugummi-, Spiel-
zeug- und sonstigen Automaten, die erfahrungsge-
mäß besonders auf die Inanspruchnahme durch
unmündige Minderjährige ausgerichtet sind, unter-
sagt wird, als gesetzwidrig aufgehoben.

Steger


